
 II. Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses 

 

204 

Daten und Informationen an das Register der Vereinten Natio-
nen für konventionelle Waffen274; 

 7. ermutigt die Mittelmeerländer, unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen ihre 
Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus in allen sei-
nen Formen und Ausprägungen sowie zur Bekämpfung der in-
ternationalen Kriminalität, des unerlaubten Waffentransfers, der 
unerlaubten Gewinnung und des unerlaubten Konsums von 
Drogen sowie des unerlaubten Drogenverkehrs weiter zu ver-
stärken, welche allesamt eine ernsthafte Bedrohung des Frie-
dens, der Sicherheit und der Stabilität in der Region darstellen 
und somit die Verbesserung der derzeitigen politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Lage sowie die freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Staaten gefährden, den Ausbau der 
internationalen Zusammenarbeit behindern und zur Negierung 
der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der demokrati-
schen Grundlagen einer pluralistischen Gesellschaft führen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über Mittel 
zur Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der Mit-
telmeerregion vorzulegen; 

 9. beschließt, den Punkt "Festigung von Sicherheit und 
Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion" in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 57/100 

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 22. November 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 164 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen, 
auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/517, Ziffer 8)275. 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, 
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, 
China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, 
Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, 
Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, 
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, Ka-
nada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Komoren, Kongo, 
Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, 
Lettland, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, 
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, 
 
274 Siehe Resolution 46/36 L. 
275 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Argentinien Australien, Bangladesch, Belgien, Bolivien, 
Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, 
Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Haiti, Honduras, Ir-
land, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liberia, 
Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malta, Mexiko, Monaco, Nauru, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumä-
nien, Russische Föderation, Salomonen, Samoa, San Marino, Schweden, 
Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, 
Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Uruguay, Venezuela, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.  

Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, My-
anmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, 
Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, 
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und 
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, 
Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die 
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, 
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, 
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vietnam, Zypern. 

 Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Kolumbien, Indien, Libanon, Mauritius, Syrische Arabische Republik. 

57/100. Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklear-
versuchen 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, dass die Einstellung der Kernwaffenver-
suchsexplosionen und aller anderen nuklearen Explosionen ei-
nen wirksamen Beitrag zur nuklearen Abrüstung und zur Nicht-
verbreitung von Kernwaffen leistet, 

 unter Hinweis darauf, dass der Vertrag über das umfassen- 
de Verbot von Nuklearversuchen mit ihrer Resolu- 
tion 50/245 vom 10. September 1996 verabschiedet und am 
24. September 1996 zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, 

 betonend, dass ein universeller und wirksam verifizierbarer 
Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen ein 
grundlegendes Rechtsinstrument auf dem Gebiet der Abrüstung 
und der Nichtverbreitung von Kernwaffen darstellt, 

 erfreut darüber, dass einhundertsechsundsechzig Staaten, 
darunter einundvierzig der für sein Inkrafttreten erforderlichen 
vierundvierzig, den Vertrag unterzeichnet haben, sowie mit Ge-
nugtuung darüber, dass sechsundneunzig Staaten, darunter ein-
unddreißig der für sein Inkrafttreten erforderlichen vierundvier-
zig, davon drei Kernwaffenstaaten, den Vertrag ratifiziert ha-
ben, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/41 vom 20. November 
2000, 

 erfreut über die Schlusserklärung der vom 11. bis 13. No-
vember 2001 in New York abgehaltenen Konferenz zur Er-
leichterung des Inkrafttretens des Vertrags über das umfassende 
Verbot von Nuklearversuchen276, 

 1. betont, wie wichtig und dringlich es ist, den Vertrag 
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen ohne Ver-
zug und Vorbedingungen im Einklang mit verfassungsrechtli-
chen Verfahren zu unterzeichnen und zu ratifizieren, um sein 
baldiges Inkrafttreten zu erreichen; 

 
276 CTBT-ART.XIV/2001/6, Anhang. 
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 2. begrüßt die Beiträge der Unterzeichnerstaaten zu der 
Arbeit der Vorbereitungskommission für die Organisation des 
Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen, 
insbesondere zu ihren Bemühungen, sicherzustellen, dass das 
Verifikationsregime des Vertrags in der Lage ist, den Verifika-
tionserfordernissen des Vertrags bei seinem Inkrafttreten im 
Einklang mit Artikel IV des Vertrags gerecht zu werden; 

 3. fordert die Staaten nachdrücklich auf, bis zum Inkraft-
treten des Vertrags an ihren Moratorien für Kernwaffenver-
suchsexplosionen und andere nukleare Explosionen festzu-
halten; 

 4. fordert alle Staaten, die den Vertrag noch nicht unter-
zeichnet haben, nachdrücklich auf, ihn so bald wie möglich zu  

unterzeichnen und zu ratifizieren und bis dahin alles zu unter-
lassen, was seinem Ziel und Zweck zuwiderlaufen könnte; 

 5. fordert alle Staaten, die den Vertrag unterzeichnet, 
aber noch nicht ratifiziert haben, insbesondere diejenigen, de-
ren Ratifikation für sein Inkrafttreten notwendig ist, nach-
drücklich auf, den Ratifikationsprozess mit dem Ziel seines 
baldigen erfolgreichen Abschlusses zu beschleunigen; 

 6. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sich auch wie-
terhin auf höchster politischer Ebene mit dieser Frage zu befas-
sen; 

 7. beschließt, den Punkt "Vertrag über das umfassende 
Verbot von Nuklearversuchen" in die vorläufige Tagesordnung 
ihrer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

 




